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Die Revision der Beigeladenen zu 2) gegen

das Urteil des Landessozialgerichts Hamburg

vom 16. April 1975 wird zurückgewiesen.

Die Beigeladene zu 2) hat den Klägern auch

die außergerichtlichen Kosten des Revisions-

verfahrens zu erstatten.

G r ü n d e :

I

Die Beteiligten streiten darüber, ob das Berufungsverfahren

durch ein von den Klägern angenommenes Anerkenntnis der Be—

klagten beendet worden ist, obwohl die Beigealdene zu 2) dem

Anerkenntnis nicht zugestimmt hat.

Die Kläger sind Maschinenmeister in Hamburger Krankenhäusern.

Sie werden arbeitsrechtlich als Angestellte nach dem Bundesan—

gestelltentarif (BAT) beurteilt und waren sozialversicherungs—
rechtlich der Rentenversicherung der Angestellten zuge-

ordnet. Nach Arbeitsplatzbesichtigungen stellte die Beklagte

als Einzugsstelle nach 5 1599 Abs. 5 der Reichsversicherungs—

ordnung (RVO) die Versicherungspflicht der Kläger zur Renten-
versicherung der Arbeiter fest und teilte dies der Beigela—

denen zu 5)
— der Arbeitgeberin der Kläger - mit Schreiben

vom 17. Oktober 1972 mit. Der hiergegen erhobene Widerspruch

der Kläger blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 19. Ok—

tober 1975). Auf die Klagen hat das Sozialgericht (SG) Hamburg

in den gemäß 5 115 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) verbunde—

nen Streitsachen die Verwaltungsakte der Beklagten in der

Gestalt des Widerspruchsbescheids aufgehoben und festgestellt,
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daß die Kläger Angestellte im Sinne des Angestelltenver—

sicherungsgesetzes (AVG) sind (Urteil vom 2. August 1974).

In dem auf die Berufung der Beigeladenen zu 2) anhängig ge-

wordenen Berufungsverfahren vor dem Landessozialgericht (LSG)
Hamburg hat die Beklagte in der mündlichen Verhandlung vom
5. Februar 1975 die Angestelltenversicherungspflicht der

Kläger anerkannt. Die Kläger haben dieses Anerkenntnis ange—
nommen. Am 11. Februar 1975 beantragte die Beigeladene zu 2),

das Berufungsverfahren fortzusetzen. Das Anerkenntnis sei un-
wirksam, weil sie als Beigeladene ihm nicht zugestimmt habe.

Mit Urteil vom 16. April 1975 hat das LSG dahin erkannt, daß

der Rechtsstreit durch das von den Klägern angenommene An—

erkenntnis erledigt sei.

Auf die Nichtzulassungsbeschwerde der Beigeladenen zu 2) hat

das Bundessozialgericht (BSG) die Revision gegen das Urteil

des LSG wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache gemäß

5 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG zugelassen (Beschluß vom 11. November

1975 — 3 BK 20/75 —). Die Beigeladene zu 2) hat Revision
eingelegt. Sie rügt eine Verletzung der 55 75 Abs. 2, 101

Abs. 2 SGG, der 55 4599 Abs. 5 und 4, 4227 RVG sowie der
55 2 und 5 AVG. Sie ist der Auffassung, das LSGhätte den
Rechtsstreit nicht als erledigt ansehen dürfen, sondern eine

materiell-rechtliche Entscheidung treffen müssen. Sie sei

notwendig Beigeladene und der durch ihr Rechtsmittel in die

Rechtsmittelinstanz gelangte Rechtsstreit habe nicht ohne

ihre Zustimmung beendet werden können. Der notwendig Beigela-

dene könne gegen den Willen der "Hauptbeteiligten" Rechts-

mittel einlegen und müsse nicht hinnehmen, daß sich die Par-

teien ohne sein Mitwirken vergleichen. Wenn ihm das Recht

eingeräumt werde, ein seiner Ansicht nach mit seinen berech—

tigten Interessen nicht vereinbares Urteil anzufechten, dann

dürfe die Durchsetzung dieses Rechts auf richterliche Über-

prüfung nicht durch Vereinbarung der Hauptbeteiligten — mög—

licherweise allein zu seinen Lasten — vereitelt werden.

Während typischerweise die Prozeßentscheidung für und gegen

den notwendig Beigeladenen wirke, sei sie im vorliegenden

Fall die eigentliche Beklagte. Die RVO habe das besondere In-
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stitut der Einzugsstelle aus rein prakmatischen Gründen der
Kostenverringerung und Vereinfachung des Einzugsverfahrens

geschaffen. Im Innenverhältnis bestehe aber zwischen der

Einzugsstelle und dem Versicherungsträger eine als Prozeß-

standschaft anzusehende Rechtsbeziehung. Die Einzugsstelle

besorge für den Rentenversicherungsträger ein Rechtsgeschäft.
Entgegen der Auffassung des LSG handele es sich hinsichtlich

der Kläger und ihrer Versicherungszugehörigkeit um eine
Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung nach 5 1599 Abs.

4 RVO.

Die Beigeladene zu 2) (Revisionsklägerin) beantragt,

die Urteile des LSG und des SG aufzuheben

und die Klagen abzuweisen.

Die Beklagte und die Kläger beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beigeladene zu 4) stellt keinen Antrag. Sie vertritt

wie die Beigeladene zu 2) die Auffassung, daß der Rechts-
streit durch das von den Klägern angenommene Anerkenntnis
der Beklagten nicht erledigt worden sei und das LSG daher

sachlich über die Berufung der Beigeladenen zu 2) hätte ent—

scheiden müssen.

Die Beigeladene zu 5) hat keinen Antrag gestellt und sich

auch zur Sache nicht geäußert.

II

Die Revision der Beigeladenen zu 2) ist nicht begründet.
Sie ist zurückzuweisen.

Das LSG hat zu Recht entschieden, daß der Rechtsstreit durch

das von den Klägern im Berufungsverfahren angenommene Aner—

kenntnis erledigt worden ist. Der Eintritt dieser Rechts-

wirkung war nicht davon abhängig, daß die Beigeladene zu 2)

dem Anerkenntnis hätte zustimmen müssen. Mit der Entscheidung
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über die Zugehörigkeit des Versicherten zu einem Rentenver-
sicherungsträger befindet die Krankenkasse als Einzugsstelle

zwar unmittelbar über die Rechtsbeziehungen dieser beiden.
Sie nimmt aber die fremden Rechte treuhänderisch wahr, und

ihre verfahrensrechtliche Stellung ist die einer Prozeßstand—

schaft. Sie trifft die Entscheidung allein in völliger

Eigenverantwortlichkeit und bedarf hierzu wie auch zur nach—

träglichen Änderung und Zurücknahme ihrer Entscheidung nicht

der Zustimmung der beteiligten Rentenversicherungsträger
(Beschluß des erkennenden Senats vom 7. Februar 1977 -

12/5

RK 76/75 -). Nach 5 1599 Abs. 4 RVG ist die Einzugsstelle

lediglich an Erklärungen des Rentenversicherungsträgers zu

Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung gebunden. Ein

solcher Fall liegt aber hier schon deshalb nicht vor, weil

die Beigeladene zu 2) eine solche Erklärung bis zur mündli-

chen Verhandlung vor dem LSG am 5. Februar 1975 niemals abge—

geben hatte.

Die Beendigung des Rechtsstreits durch das von den Klägern

angenommene Anerkenntnis in der Berufungsinstanz war auch

nicht davon abhängig, daß die Beigeladene zu 2) als Ver-

fahrensbeteiligte dem Anerkenntnis hätte zustimmen müssen.

Es kann dahinstehen, ob sie auf Grund der Beiladungsbeschlüs-

se des SG, die in ihrer Begründung auf die gesetzlichen
Voraussetzungen der einfachen Beiladung nach 5 75 Abs. 1

Satz 1 SGG abgestellt haben, überhaupt die rechtliche Stel-

lung eines notwendig Beigeladenen nach 5 75 Abs. 2 SGG er—
langt hat. Nach der Rechtsprechung des erkennenden Senats

(Urt. vom 22. Juni 1972 - 12/5 RK 82/68 — USK 7285; vgl.

ferner auch BSG, Urt. vom 27. November 1962 — 5 RK 57/60 —
BSGE 18, 151 = SozR Nr. 9 zu 5 160 SGG = NJW 1965, 1945

= Breith. 1965, 648), die im Einklang mit der ständigen
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts steht (BVerwG

DVB1 1970, 285; Buchholz 510 5 106 Nr. 6),ist für die pro—
zeßrechtliche Beendigung des Rechtsstreits durch ein Aner-

kenntnis der Beklagten die Zustimmung selbst eines notwendig

Beigeladenen nicht erforderlich, weil sich aus dem Umstand

-6-JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 5 -

der Beiladung eines Dritten für den Kläger und den Beklagten

— die Hauptbeteiligten - keine Einschränkung ihrer Dispo—

sitionsfreiheit für die Beendigung des Prozesses ergibt, so-
weit das Gesetz dies nicht ausdrücklich vorschreibt. Die

Hauptbeteiligten sind daher nicht gehindert, den Prozeß durch

Vergleich, Anerkenntnis oder Klagerücknahme zu beenden,

selbst in Fällen, in denen sie das Rechtsmittelverfahren

gar nicht in Gang gesetzt haben. Die Herrschaft eines Haupt-

beteiligten über den Prozeß ist gegenüber einem Beigeladenen

nur dann eingeschränkt, wenn beide ein Rechtsmittel einge—

legt haben. In einem solchen Fall kann der Rechtsstreit

nicht durch bloße Zurücknahme des eigenen Rechtsmittels been—

det werden, weil die Zurücknahme des Rechtsmittels durch

einen Hauptbeteiligten — im Gegensatz zu Klagerücknahme,
Vergleich und Anerkenntnis - keine Verfügung über den Streit—

gegenstand ist.

Das in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG abgegebene

Anerkenntnis konnte allerdings über die prozeßrechtliche
Wirkung der Beendigung des Verfahrens hinaus mangels Zustim—

mung der Beigeladenen zu 2) gegenüber dieser keine materiell—

rechtliche Bindungswirkung erlangen. Der Beigeladenen zu 2)
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bleibt es daher unbenommen, falls die formellen Voraus—

setzungen gegeben sind, gegen den in dem Anerkenntnis

der Beklagten enthaltenen neuen Verwaltungsakt (und einen

dazu ergangenen Ausführungsbescheid) mit den den Versiche—

rungsträgern gegen Bescheide der Einzugsstelle nach 5 4399

Abs. 3 BVD zu Gebote stehenden Rechtsbehelfen vorzugehen

(vgl. BSGE 45, 148).

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.
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